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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 11. November 1969 

III/l — 68070 — E — Ko 2/69 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Handelspolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage die Vor- 
schläge der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung des Rates zur Einführung eines gemein- 
samen Verfahrens für die Verwaltung mengenmäßiger 
Kontingente 

eine Verordnung des Rates über die Anwendung der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. . . . über die Einführung eines gemein- 
samen Verfahrens für die Verwaltung mengenmäßiger 
Kontingente auf die französischen überseeischen Departe- 
ments. 

Diese Vorschläge sind mit Schreiben des Herrn Präside'nten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 22. Oktober 
1969 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu den genannten Kommissiotis- 
vorschlägen ist 'nicht vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihren Vorschlägen übermit- 
telte Begründung beigefügt. 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Scheel 
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Vorschlag einer Verordnung des Rates 
zur Einführung eines gemeinsamen Verfahrens für die 
Verwaltung mengenmäßiger Kontingente 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Eu- 
ropäischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere 
auf Artikel 111, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 170/67/EWG 
sowie auf die Verordnungen über die gemeinsamen 
Agrarmarktorganisationen, insbesondere auf die 
Bestimmungen dieser Verordnungen, die ein Abwei- 
chen vom allgemeinen Grundsatz ermöglichen, alle 
mengenmäßigen Beschränkungen oder Maßnahmen 
gleicher Wirkung durch die in jenen Verordnungen 
vorgesehenen Schutzmaßnahmen an den Grenzen zu 
ersetzen, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Mitgliedstaaten der Gemeinschaft müssen in 
der Übergangszeit ihre Handelsbeziehungen mit 
dritten Ländern derart koordinieren, daß am Ende 
der Übergangszeit die erforderlichen Voraussetzun- 
gen für die Durchführung einer gemeinsamen Politik 
auf dem Gebiet des Außenhandels gegeben sind. 
Der Rat hat deshalb mit Entscheidung vom 25. Sep- 
tember 1962 “) ein Arbeitsprogramm auf dem Gebiet 
der gemeinsamen Handelspolitik festgelegt. 

Um die Erfüllung von Verpflichtungen zur Eröff- 
nung von Kontingenten zu gewährleisten, muß die 
Gemeinschaft über ein Verfahren für deren gemein- 
same Verwaltung verfügen; dieses Verfahren muß 
ebenfalls auf die autonom eröffneten Kontingente 
Anwendung finden. 

Im gegenwärtigen Zeitpunkt kann sich dieses Ver- 
fahren darauf beschränken, die Aufteilung der Kon- 
tingente in geeigneter Weise vorzusehen, sowie 
eine Reihe einheitlicher Regeln für die Erteilung 
der Einfuhr- und Ausfuhrgenehmigungen sowie die 
administrative Zusammenarbeit zwischen den natio- 
nalen und gemeinschaftlichen Behörden vorzusehen; 
sie muß jedoch sicherstellen, daß im Rahmen der 
für die Kontingente festgelegten Mengen Ein- und 
Ausfuhroperationen zu gleicher Zeit in der ganzen 
Gemeinschaft stattfinden können. 

Diese Verordnung muß auf alle Waren Anwen- 
dung finden; es ist jedoch erforderlich, den im Rah- 
men gemeinsamer landwirtschaftlicher Marktord- 


9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 130 
vom 28. Juni 1967, S. 2596/67 
-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 90 
vom 5. Oktober 1962, S. 2353/62 


nungen vorgesehenen Verfahren Rechnung zu 
tragen — 

HAT FOLGENDE Verordnung erlassen: 

Artikel 1 

Diese Verordnung gilt für die Verwaltung men- 
genmäßiger Kontingente bei der Ein- und Ausfuhr, 
welche die Gemeinschaft auf autonome oder kon- 
ventionelle Weise festgesetzt hat. 


Artikel 2 

Die Verw'altung der Kontingente stellt sicher, 
daß im Rahmen der festgesetzten Kontingente Ge- 
schäfte der Ein- oder Ausfuhr zum gleichen Zeit- 
punkt in der ganzen Gemeinschaft getätigt werden 
können. 

Artikel 3 

1. Das Kontingent wird nach dem in Artikel 10 
vorgesehenen Verfahren aufgeteilt. Die Aufteilung 
wird nach dem gleichen Verfahren angepaßt. 

2. Die den Mitgliedstaaten zugeteilten Kontin- 
gentsanteile werden im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften veröffentlicht, sofern nichts anderes 
beschlossen wird. 

Artikel 4 

Spätestens drei Wochen nach der Aufteilung des 
Kontingents geben die Mitgliedstaaten durch amt- 
liche Veröffentlichung die Waren, deren Ein- oder 
Ausfuhr genehmigt wird, und die Einzelheiten der 
Erteilung dieser Genehmigungen bekannt. Nach dem 
Verfahren des Artikels 10 kann eine andere Frist 
gesetzt werden. 

Artikel 5 

I 1. Die Mitgliedstaaten genehmigen die Ein- oder 
i Ausfuhren bis zur Höhe ihrer Kontingentsanteile ent- 
weder in der Reihenfolge des Antragseingangs oder 
nach einer gleichzeitigen Prüfung der Anträge. 

2. Bei einer Prüfung der Anträge in der Reihen- 
folge des Antragseingangs darf die Frist zwischen 
dem Zeitpunkt des Antragseingangs und dem der 
Entscheidung über diesen Antrag drei Wochen nicht 
überschreiten. 
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3. Bei einer gleichzeitigen Prüfung der Anträge 
wird für deren Einreichung eine Frist von höchstens 
einem Monat gesetzt. Die Entscheidung über die 
Anträge muß spätestens zwei Monate nach Ablauf 
dieser Frist erfolgen. 

4. Nach dem Verfahren des Artikels 10 können 
abweichende Fristen für die Antragstellung und für 
die Entscheidung über die Anträge gesetzt werden. 

5. Die Anwendung dieses Artikels erfolgt in Über- 
einstimmung mit den Vorschriften von Artikel 2. 


Artikel 6 

Etwaige Schwierigkeiten bei der Anwendung der 
Artikel 4 und 5 , insbesondere in bezug auf die Ein- 
zelheiten der Erteilung der Ein- oder Ausfuhrgeneh- 
migungen werden nach dem Verfahren des Arti- 
kels 10 behoben. 

Artikel 7 

Werden Waren, deren Ausfuhr kontingentiert ist, 
von einem Mitgliedstaat in den anderen verbracht, 
geschieht dies im gemeinschaftlichen Versandver- 
fahren. Der Mitgliedstaat der Bestimmung darf das 
Verlassen des Zollgebiets der Gemeinschaft nur ge- 
nehmigen, wenn sich aus der gemeinschatflichen 
Versanderklärung ergibt, daß eine Ausfuhrgenehmi- 
gung durch den Absenderstaat erteilt wurde. 


Artikel 8 

Die Mitgliedstaaten machen der Kommission in 
den ersten 20 Tagen eines jeden Monats Mitteilung 
über folgende Fragen: 

a) im Verlauf des vorherigen Monats erteilte Ein- 
und Ausfuhrgenehmigungen; 

b) alle weiteren zur Beurteilung des Ausnutzungs- 
grades des Kontingents erforderlichen Tatsachen, 
die nach dem in Artikel 10 vorgesehenen Verfah- 
ren festgelegt werden. 


Artikel 9 

1. Es wird ein Ausschuß für die Verwaltung der 
Kontingente — im folgenden „Ausschuß" genannt — 
eingesetzt, der aus Vertretern der Mitgliedstaaten 
besteht und in dem ein Vertreter der Kommission 
den Vorsitz führt. 

2. Der Ausschuß gibt sich eine Geschäftsordnung. 


Artikel 10 

1. Wird auf das in diesem Artikel festgelegte Ver- 
fahren Bezug genommen, so befaßt der Vorsitzende 
entweder von sich aus oder auf Antrag des Vertre- 
ters eines Mitgliedstaates den Ausschuß. 
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2. Der Vertreter der Kommission unterbreitet dem 
Ausschuß einen Entwurf der zu erlassenden Maß- 
nahmen. Der Ausschuß nimmt zu diesen Maßnah- 
men innerhalb einer Frist Stellung, die der Vorsit- 
zende nach der Dringlichkeit der betreffenden Maß- 
nahmen bestimmen kann. Die Stellungnahme kommt 
mit einer Mehrheit von 12 Stimmen zustande, wobei 
die Stimmen der Mitgliedstaaten nach Artikel 148 
Absatz 2 des Vertrages gewogen werden; der Vor- 
sitzende nimmt an der Abstimmung nicht teil. 

3. a) Die Kommission erläßt die in Aussicht ge- 

nommenen Maßnahmen, wenn sie der Stel- 
lungnahme des Ausschusses entsprechen. 

b) Entsprechen die in Aussicht genommenen 
Maßnahmen nicht der Stellungnahme des 
Ausschusses oder ist keine Stellungnahme 
ergangen, so schlägt die Kommission dem Rat 
unverzüglich die zu erlassenden Maßnahmen 
vor. Der Rat beschließt mit qualifizierter 
Mehrheit. 

c) Hat der Rat nach Ablauf einer Frist von 
drei Monaten, nachdem ihm der Vorschlag 
übermittelt worden ist, keinen Beschluß ge- 
faßt, so werden die vorgeschlagenen Maßnah- 
men von der Kommission erlassen. 


I Artikeln 

Der Ausschuß kann alle die Anwendung dieser 
Verordnung betreffenden Fragen prüfen, die ihm 
der Vorsitzende von sich aus oder auf Antrag des 
Vertreters eines Mitgliedstaats unterbreitet. 

i 

; Artikel 12 

! Betrifft ein Kontingent ein Erzeugnis, das der 
I landwirtschaftlichen Marktorganisation unterliegt, 
j werden die Regeln für seine Verwaltung nach dem 
i in Artikel 26 der Verordnung Nr. 120/67/EWG des 
: Rates vom 13. Juni 1967 betreffend die gemeinsame 
' Marktorganisation für den Getreidesektor ^), zuletzt 
I geändert durch die Verordnung EWG Nr. 1398/69, 
festgelegten Verfahren oder, je nach Lage des Fal- 
les, nach dem in dem entsprechenden Artikel der 
anderen Verordnungen über die Errichtung gemein- 
samer Marktorganisationen für landwirtschaftliche 
' Erzeugnisse vorgesehenen Verfahren festgelegt. Die 
Vorschriften der Artikel 3 bis 5 finden auf diese 
I Erzeugnisse keine Anwendung. 

Artikel 13 

! Die Verordnung EWG Nr. 2043/68 des Rates vom 
10. Dezember 1968 über die schrittweise Einführung 
■ eines gemeinsamen Verfahrens für die Verwaltung 
der mengenmäßigen Kontingente bei der Einfuhr 
in die Gemeinschaft ist außer Kraft gesetzt. 


Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 117 
vom 19. Juni 1967, S. 2269 bis 2283 
h Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 303 
vom 18. Dezember 1968, S. 39 
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Artikel 14 

Diese Verordnung tritt am 1. November 1969 in 
Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied- 
staat. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Verordnung (EWG) Nr. . . . des Rates 
über die Anwendung der Verordnung (EWG) Nr. . . . über die 
Einführung eines gemeinsamen Verfahrens für die Verwaltung 
mengenmäßiger Kontingente auf die französischen übersee- 
ischen Departements 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 227, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in der Erwägung, daß die Gemeinschaftsbestim- 
mungen über die Einführung eines gemeinsamen 
Verfahrens für die Verwaltung mengenmäßiger Kon- 
tingente auch auf die französischen überseeischen 
Departments Anwendung finden müssen — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Bestimmungen der Verordnung EWG Nr 

des Rates vom über die Einführung 


eines gemeinsamen Verfahrens für die Verwaltung 
mengenmäßiger Kontingente findet in den französi- 
schen überseeischen Departments Anwendung. 

Artikel 2 

Die Verordnung EWG Nr. 2044/68 des Rates vom 
10. Dezember 1968 über die Anwendung der Ver- 
ordnung EWG Nr. 2043/68 über die schrittweise Ein- 
I führung eines gemeinsamen Verfahrens für die Ver- 
waltung der mengenmäßigen Kontingente bei der 
I Einfuhr in die Gemeinschaft auf die französischen 
I überseeischen Departments ist außer Kraft gesetzt. 

! Artikels 

I 

! Diese Verordnung tritt am 1. November 1969 in 
I Kraft. 

! Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
j bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Begründung 


Am 10. Dezember 1968 hat der Rat die Verordnung 
EWG Nr. 2043/68 über die schrittweise Einführung 
eines gemeinsamen Verfahrens für die Verwaltung 
der mengenmäßigen Kontingente bei der Einfuhr in 
die Gemeinschaft verabschiedet i). 

Artikel 13 dieser Verordnung sieht vor, daß der Rat 
spätestens drei Monate vor Ende der Übergangszeit 
auf Vorschlag der Kommission mit qualifizierter 
Mehrheit die auf Grund der Einführung der gemein- 
samen Handelspolitik erforderlichen Anpassungen 
der Verordnung beschließt. 

Die Kommission ist der Auffassung, daß diese An- 
passungen zunächst eine Ausdehnung des Geltungs- 
bereiches der Verordnung auf die mengenmäßigen 
Ausfuhrkontingente beinhalten sollten, die auf 
Grund der kürzlich dem Rate vorgeschlagenen Ver- 
ordnung zur Aufstellung einer gemeinsamen Rege- 
lung für die Ausfuhren der Gemeinschaft festge- 
legt werden könnten. 

0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 303 
vom 18. Dezember 1968, S. 39 
“) Dok. KOM (69) 683 endg. vom 28. Juli 1969 


Zudem hält sie eine Rationalisierung des Verfahrens 
für wünschenswert; dieses sollte im übrigen weiter- 
gehend der Empfehlung des Rates der OECD vom 
19. Juli 1966 über die Vereinfachung und Standardi- 
sierung der Einfuhrverfahren angeglichen werden. 

Ferner scheint es ihr notwendig, das in ihrer Emp- 
fehlung vom 1. März 1962 behandelte Problem der 
administrativen Zusammenarbeit zwischen den Mit- 
gliedstaaten im Falle der Ausfuhrkontingentierung '^) 
endgültig zu lösen. 

Schließlich erachtete sie es für nützlich, die Redak- 
tion der Verordnung EWG Nr. 2043/68 erheblich zu 
vereinfachen. 

Ausgehend von diesen Überlegungen schlägt die 
Kommission dem Rate die nachstehende Neufassung 
der Verordnung sowie eine weitere Verordnung 
über deren Anwendung auf die französischen über- 
seeischen Departments vor. 


Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 28 
vom 17. April 1962, S. 895 
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